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Vorwort 

I. Grundlagen 

A. Polltls ches und Fachliches 

1. Volksstimmung 

2. Erwägungen bei Ländern und Besatzungsmächten 

3. Politik oder Objekterfassung als Verwaltungsprinzip . 

B. Die Beanspruchung der Straße 

1. vVirtschaft, Kraftfahrzeug und Eisenbahn, Wohnungsbau 

2. Gemeingebrauch der Straße, Planwirtschaft für Güter- und Personenbeförderung 

3. Verkehrszählungen, Zusammenhang des Landstraßennetzes und der Ortsstraßen 

Co Die Straße im Grundgesetz 

1. Gesetzgebung 

2. Die Ausführung der Bundesgesetze und die Bundesverwaltung . 

3. Selbstverwaltung . 

4. Rechtsprechung in Streitigkeiten über das Grundgesetz 

5. Ergebnis . 

11. Aufbau 

A. Bundesfernstraßengesetz vom 6. 8. 1953 


1. Entstehung, Inhaltsübersicht 

2. Geltungsbereich 

3. Planung 

4. Ergebnis 

B. Vorarbeiten zu einem Bundesbaugesetz 

1. Die Regierungsvorlage . 

2. Vorgänge . 

3. Einzelheiten betr. das Straßenwesen . 

4. Ergebnis 

C. Organisation 

1. Umfang der Verwaltung . 

2. Einheit des Bauwesens in Preußen und in Bayern 

3. Reichsverkehrsminister, Zersplitterung des Bauwesens in Preußen 

4. Reichsverkehrsminister, Generalinspektor für Straßen und für Wasser und Energie. 

5. Bundesverkehrsminister und nachgeordnete Behörden 

6. Bundesminister für Wohnungsbau 

7. Li"inderminister und Dienststellen 

8. Ergebnis 

D. Verfahrensordnung, technisch und geschäftlich 

1. Grundlage 

2. Erste Allgemeine Verwaltungsvorschrift, 3. 7. 1951 


3. Zweite Allg. Verwaltungsvorschrift für die AuftragsverwaItung der Bundesfernstraßen vom 

4. Weisungen 

5. Veröffentlichungen 

6. Ergebnis 	 . 
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I . Gesdlwindigkeitsbegrenzung 42 
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